
 

KREISSTADT METTMANN  
Der Bürgermeister Drucksachennummer 

Bürgeranregung 
 

Stadtentwicklung, Umwelt, 
Bau öffentlich x   
 

Geschorec, Kurt Werner nicht öffentlich    

132/2014 

       
 

Gremium: TOP-NR: Datum: 
Rat der Kreisstadt Mettmann 7.a 08.04.2014 

 

  

Bürgeranregung gem. § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

hier: "Überquerungshilfe an der Goldberger Straße oberhalb des Kreisverkehrs" 

  

Finanzielle Auswirkungen ja 
  

Kosten ca. 10.000 Euro 
  

Produkt 
12.12.03 – Bau, Unterhaltung und Betrieb von Verkehrsanlagen 
einschl. ÖPNV 

  

Haushaltsjahr 2014 
  

Folgekosten  
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung x ja  nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Goldberger Straße oberhalb des Kreisverkehrs eine 
Überquerungshilfe zu errichten. 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

   

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    
SPD    
Bündnis 90 – Die Grünen    
FDP    
UBWG    
Die Linke    
Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung 

 

Zur Sitzung des Verkehrsausschusses am 12.03.2014 lagen je ein Antrag der CDU- und der 

SPD-Fraktion mit gleicher Zielsetzung vor. Daher wurde die Bürgeranregung von Herrn 

Bergmann bereits zur Sitzung des Verkehrsausschusses als Anlage mitversandt. 

 

Der Verkehrsausschuss hat nach intensiver Beratung das Ergebnis erzielt, den in den beiden 

Fraktionsanträgen und der Bürgeranregung enthaltenen Vorschlag vom Grundsatz her 

umzusetzen. Zwar ist eine Straßeneinengung an der ursprünglich beantragten Stelle nicht 

möglich, doch kann das angestrebte Ziel, den Kraftfahrzeugverkehr zu verlangsamen und 

den Fußgängern mehr Sicherheit beim Queren der Fahrbahn zu bieten, rd. 50 m weiter die 

Straße bergauf Rechnung getragen werden. Der Verkehrsausschuss hat die Verwaltung 

beauftragt, die Maßnahme umzusetzen. 

 

Die Bürgeranregung wurde daher dem Grunde nach erfüllt, eine weitere Beratung und 

Beschlussfassung ist nicht mehr erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


